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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Vorbereitung der 5. Ministerkonferenz 
der Welthandelsorganisation (Cancun, 10.-14. September 2003)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die bevorstehende 5. WTO-Ministerkonferenz, die vom 
10.-14. September 2003 in Cancun, Mexiko, stattfindet,

– unter Hinweis auf das Ergebnis der 4. WTO-Ministerkonferenz, die im November 2001 in 
Doha stattfand,

– unter Hinweis auf seine Entschließung vom 25. Oktober 2001 zu Offenheit und 
Demokratie im Welthandel,

– unter Hinweis auf die Parlamentarische Konferenz über die WTO, die am 17./18. Februar 
2003 in Genf stattfand und gemeinsam vom Parlament und der Interparlamentarischen 
Union veranstaltet wurde,

– unter Hinweis auf seine jüngsten Entschließungen vom 12. März 2003 zu dem 
Allgemeinen Übereinkommen über den Handel mit Dienstleistungen (GATS) im Rahmen 
der WTO, einschließlich der kulturellen Vielfalt1, zu der Genehmigung der Verwendung 
von Generika im Rahmen der Welthandelsorganisation2 und zu den WTO-Verhandlungen 
im Bereich des Agrarhandels3,

– unter Hinweis auf die öffentlichen Anhörungen, die gemeinsam von seinem Ausschuss für 
Industrie, Außenhandel, Forschung und Energie und seinem Ausschuss für Entwicklung 
und Zusammenarbeit am 21. Mai und 11. Juni 2003 veranstaltet wurden,

A. in der Erwägung, dass sich fast alle in der Ministererklärung von Doha vorgesehenen 
Verhandlungen verzögert haben, wobei in fast allen Kernbereichen wichtige Fristen nicht 
eingehalten wurden; in der Erwägung, dass insbesondere durch die Nichteinhaltung der 
Fristen für die Besondere und Differenzierte Behandlung und die 
Verhandlungsmodalitäten im Agrarbereich erheblicher Schaden entstanden ist,

B. in der Erwägung, dass die starke Betonung der Entwicklungsdimension der 
Handelsgespräche, die von der WTO als wichtigster Erfolg von Doha herausgestellt 
wurde, sich nun als leeres Versprechen erweist, wobei wenig oder gar keine Fortschritte 
bei Fragen erzielt werden, die für die Entwicklungsländer von unmittelbarem Interesse 
sind,

1 (P5-TA-PROV(2003)0087)
2 (P5_TA-PROV(2003)0052) 
3 (P5_TA-PROV(2003)0053)
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C. in der Erwägung, dass auf der Mini-Ministertagung, die in jüngster Zeit in Sharm-el-
Sheikh, Ägypten, stattfand, offensichtlich keine wesentlichen Fortschritte bei der 
Überwindung der Hindernisse erzielt wurden, die diesen Verhandlungen im Wege stehen,

D. in der Erwägung, dass noch keine Lösung für die WTO-Mitglieder mit „unzureichenden 
oder keinen Produktionskapazitäten im pharmazeutischen Bereich“ gefunden wurde, die 
Schwierigkeiten haben, effektiven Gebrauch von erteilten Zwangslizenzen zu machen, 
wie dies in Ziffer 6 der Erklärung von Doha über das TRIPS-Übereinkommen und die 
öffentliche Gesundheit vorgesehen ist,

E. in der Erwägung, dass die Verhandlungen innerhalb der EU über die Halbzeitbewertung 
und die Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik ebenfalls festgefahren sind,

F. in der Erwägung, dass die Ministerkonferenz in Cancun unter anderem entscheiden soll, 
ob die Verhandlungen über jede der so genannten Singapur-Fragen – Investitionen, 
Wettbewerb, Transparenz im öffentlichen Beschaffungswesen und Handelserleichterung – 
fortgesetzt werden sollen,

G. in der Erwägung, dass es einen wachsenden Konsens einer großen Zahl von 
Entwicklungsländern (der in jüngster Zeit in Mauritius von der Afrikanischen Union zum 
Ausdruck gebracht wurde und in Genf von einem Länderblock, bestehend aus 
Argentinien, Bolivien, Botswana, Brasilien, Chile, China, Kolumbien, Kuba, 
Dominikanische Republik, Ecuador, El Salvador, Gabun, Guatemala, Honduras, Indien, 
Malaysia, Mexiko, Marokko, Nicaragua, Pakistan, Paraguay, Peru, Südafrika, Thailand, 
Uruguay, Venezuela und Simbabwe) gegen eine Zustimmung zu Handelsverhandlungen 
über die Singapur-Fragen in Cancun gibt, wobei die Ansicht vorherrscht, dass diese 
Fragen weiterer Prüfung und Klärung bedürfen,

Allgemeines

1. bringt seine tiefe Besorgnis darüber zum Ausdruck, dass die Verhandlungen in Genf über 
das Doha-Mandat offensichtlich festgefahren sind, wobei die Fristen auf fast allen 
Gebieten, insbesondere den für die Entwicklung relevanten Gebieten, nicht eingehalten 
werden;

2. ist daher der Ansicht, dass die Tagesordnung der Ministerkonferenz in Cancun erheblich 
überladen sein wird, wodurch weitere Fortschritte erschwert werden;

3. fordert die Kommission daher nachdrücklich auf, ihre Forderungen einzuschränken und 
sich auf die wichtigsten Tagesordnungspunkte – Entwicklungsfragen und Fortschritte in 
den Agrarverhandlungen – zu konzentrieren;

4. stellt fest, dass die erhebliche Unzufriedenheit unter den Entwicklungsländern über die 
undemokratische und manipulative Weise, in der die 4. Ministerkonferenz in Doha geführt 
wurde, in Genf immer noch andauert, und fordert die Kommission auf, dazu beizutragen, 
dass die Verhandlungen vor und in Cancun umfassend und transparent sind und mit einem 
Höchstmaß an Fairness und Achtung gegenüber allen Beteiligten geführt werden;
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5. fordert, dass der Prozess der ständigen Reform der WTO-Verfahren, der nach dem 
Scheitern der Ministerkonferenz von Seattle heftig diskutiert wurde und in Genf 
Gegenstand ergebnisloser Demarchen vieler Mitglieder war, erneut auf die Tagesordnung 
der Ministerkonferenz gesetzt wird und dass ein Ausschuss für die Reform der 
Arbeitsmethoden eingesetzt wird, der seine Tätigkeit unmittelbar nach Cancun aufnehmen 
sollte;

6. fordert die Regierung des Gastgeberlandes Mexiko auf, die Organisationen der 
Zivilgesellschaft zu unterstützen, die in Cancun vertreten sein werden, und dazu 
beizutragen, dass mögliche Proteste friedlich und ohne Provokation durch die 
Sicherheitsbehörden verlaufen;

7. bringt seine Unzufriedenheit darüber zum Ausdruck, dass der Entwurf eines 
Verfassungsvertrags der EU keine formelle Beteiligung des Europäischen Parlaments an 
der Einleitung von Handelsverhandlungen vorsieht; vertritt die Ansicht, dass eine 
derartige parlamentarische Kontrolle in einer Zeit der wachsenden öffentlichen Besorgnis 
über die Globalisierung unerlässlich ist;

8. erkennt an, dass die Handelspolitik nunmehr Sozial-, Umwelt-, Verbraucher- und 
Entwicklungsfragen sowie Wirtschaftsfragen erheblich berührt und betont, dass die WTO 
in diesen das Gemeinwohl betreffenden Bereichen keine grundlegende Befugnis haben 
sollte;

TRIPS

9. nimmt mit Bestürzung zur Kenntnis, dass die USA weiterhin Fortschritte auf dem Weg zu 
einer Lösung für die WTO-Mitglieder, die über unzureichende oder keine 
Produktionskapazitäten im pharmazeutischen Bereich verfügen, hinsichtlich Ziffer 6 der 
Erklärung von Doha über das TRIPS-Übereinkommen und die öffentliche Gesundheit 
blockieren; ist der Ansicht, dass die jüngsten Schritte des US-Handelsbeauftragten, die 
darauf gerichtet waren, einige Entwicklungsländer unter Druck zu setzen, auf ihre Recht, 
Generika zu importieren, zu verzichten, eine Lösung des Problems weiter erschweren;

10. fordert nachdrücklich, dass in dieser Frage umgehend eine Lösung gefunden wird, die die 
Möglichkeiten der WTO-Mitglieder nicht einschränkt, ihre öffentliche Gesundheit zu 
schützen; erinnert die Kommission daran, dass die Verhängung neuer Restriktionen, 
womit entweder die Kategorien der Gesundheitsprobleme oder die Kategorien der Länder 
begrenzt werden, für die die Regelung über Zwangslizenzen für die Einfuhr gilt, gegen 
den Geist der Erklärung von Doha verstoßen würde und von den Entwicklungsländern zu 
Recht als böse Absicht betrachtet würde;

11. weist darauf hin, dass ebenso jeder Schritt, der darauf gerichtet ist, die lokalen 
Produktionskapazitäten zu quantifizieren und darüber zu befinden, ob sie zureichend oder 
unzureichend sind, eine nicht akzeptable Beschränkung der Anwendung der TRIPS-
Bestimmungen wäre;

12. erinnert die Kommission an Ziffer 13 seiner Entschließung vom März d.J. zu diesem 
Thema, worin es eine breitere Diskussion im Rahmen der Weltgesundheitsorganisation 
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über die Frage, wie das TRIPS-Übereinkommen die Verfügbarkeit von bezahlbaren 
Generika beeinflusst, gefordert hat;

13. ist der Ansicht, dass eine Erweiterung des Bereichs der geografischen Angaben zum 
Schutz qualitativ hochwertiger Lebensmittel aus den Regionen der EU erheblich zur 
ländlichen Entwicklung beitragen wird, und fordert die Kommission nachdrücklich auf, 
auf die Einführung eines Notifizierungs- und Registrierungssystems für solche Produkte 
zusätzlich zu dem für Wein und Spirituosen zu drängen;

14. erinnert daran, dass die WTO eine auf Vorschriften beruhende Organisation ist; fordert 
daher die umgehende Umsetzung der Überprüfungsklausel gemäß Artikel 27.3 b, die im 
Jahr 1999 abgeschlossen sein sollte, aber ständig blockiert wird;

15. unterstützt die jüngste Forderung der Afrika-Gruppe, wonach das TRIPS-Übereinkommen 
geändert werden sollte, um Patente an allen Formen des Lebens zu verbieten, da solche 
Patente den ethischen und kulturellen Normen vieler Gesellschaften widersprechen und 
um klarzustellen, dass die Forderung nach Schutz von Pflanzensorten in keiner Weise die 
Rechte von Mitgliedern auf gemeinwohlorientierte Ziele wie Ernährungssicherung und 
Bekämpfung der Armut untergraben darf, sondern diese Rechte fördern muss; hält es für 
nicht vertretbar, auf die Annahme unangemessener Regelungen über die Rechte des 
geistigen Eigentums für den Schutz von Pflanzensorten zu drängen; 

16. ist weiterhin besorgt über das Problem der Bio-Piraterie und erinnert daran, dass Ziffer 19 
der Ministererklärung von Doha vorsieht, dass der TRIPS-Rat die Klärung der 
Beziehungen zwischen dem TRIPS-Übereinkommen und dem Übereinkommen über die 
biologische Vielfalt, dem Schutz des überlieferten Wissens und Brauchtums unter voller 
Berücksichtigung der Entwicklungsdimension prüft;

17. unterstützt daher die Forderung derjenigen Entwicklungsländer, die über eine reiche 
Artenvielfalt verfügen, dass bei der Beantragung von Patenten für Erfindungen, bei denen 
biologische Ressourcen und überliefertes Wissen genutzt werden, der Ursprung dieser 
Ressourcen und dieses Wissens offengelegt und nachgewiesen werden sollte, dass die 
notwendige vorherige informierte Zustimmung eingeholt und die nationalen 
Rechtsvorschriften über die Gewinnbeteiligung eingehalten wurden;

Landwirtschaft

18. bekräftigt seine Schlussfolgerung, dass im Hinblick auf eine echte „Doha-
Entwicklungsagenda“ es oberste Priorität der Agrarverhandlungen sein muss, 
Handelsregeln zu schaffen, die es ermöglichen, die Entwicklung der Landwirtschaft und 
die Beschäftigung zu fördern und die Bekämpfung der Armut in den Entwicklungsländern 
und den am wenigsten entwickelten Ländern zu unterstützen, ohne die grundlegenden 
Ziele der multifunktionalen Agrarpolitik der Europäischen Union zu gefährden;

19. fordert die Kommission daher auf, darauf zu bestehen, dass nichthandelsbezogene 
Aspekte in die Verhandlungsmodalitäten einbezogen werden, darunter auch 
Beschäftigung als Teil der ländlichen Entwicklung, die Ziele des vorbeugenden 
Verbraucherschutzes und der obligatorischen Kennzeichnung, Umweltschutz, öffentliche 
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Gesundheit und Tierschutz; ist der Ansicht, dass ohne eine Einigung über eine volle 
Einbeziehung dieser Aspekte in die Modalitäten der Agrarverhandlungen keine weiteren 
Schritte hinsichtlich des Zugangs zu europäischen Märkten erfolgen sollten;

20. betont außerdem, dass ein verstärkter Zugang zu den EU-Märkten für Lebens- und 
Futtermittel nicht automatisch eine Einkommensverbesserung für die Entwicklungsländer 
und ihre bedürftigsten Bevölkerungsgruppen bedeutet; weist darauf hin, dass 
multinationale Agrarunternehmen häufig Entwicklungsländer als Ausgangsbasis für die 
Erzeugung und Wiederausfuhr von Lebens- und Futtermitteln, die häufig zu 
Dumpingpreisen und ohne Einhaltung von Standards hinsichtlich Umweltschutz und 
Lebensmittelsicherheit erfolgen, benutzen;

21. vertritt die Auffassung, dass daher im Rahmen eines „qualifizierten Außenschutzes“ Anti-
Dumping-Kriterien, die Aspekte wie Lebensmittelqualität, Umwelt-, Sozial- und 
Tierschutz und Aspekte der biologischen Vielfalt einschließen, angewandt werden sollten 
und im gesamten Agrar- und Lebensmittelsektor Verfahrenskontrollen eingeführt werden 
sollten; ist der Ansicht, dass die so erhobenen Abgaben wieder in die Entwicklungsländer 
zurückfließen sollten, die Unterstützung bei der Erreichung dieser Standards benötigen; 

22. vertritt die Ansicht, dass Verbraucher, einschließlich Landwirten, das Recht haben müssen 
zu erfahren, wie Lebens- und Futtermittel erzeugt wurden, und dass die Kennzeichnung 
dabei besonders wichtig ist;

23. ist der Auffassung, dass die WTO-Regeln daher die Bestimmungen für freiwillige oder 
zwingend vorgeschriebene Kennzeichnungssysteme nicht übermäßig beschränken dürfen; 
ist davon überzeugt, dass sich die Öffentlichkeit in zunehmendem Maße beispielsweise 
für die ethischen Folgen von Produktionsverfahren, den Tierschutz oder die Folgen der 
Produktion für den Klimawandel und die Energienutzung interessiert, und dass diese 
Aspekte in die Verhandlungen einbezogen werden sollten;

Singapur-Fragen

24. geht davon aus, dass der Beschluss, der in Cancun hinsichtlich jeder der vier Singapur-
Fragen gefasst werden soll, einen ausdrücklichen Konsens erfordert; stellt fest, dass viele 
Entwicklungsländer und Gruppierungen öffentliche Erklärungen gegen eine Ausweitung 
des WTO-Mandats auf diese Gebiete abgegeben haben, und stellt ferner fest, dass einige 
EU-Länder besorgt sind, dass eine zu starke Forcierung dieser Fragen die Tagesordnung 
der Ministerkonferenz in Cancun sprengen würde;

25. ist der Ansicht, dass angesichts dieses anhaltenden Widerstands eine Übereinkunft durch 
ausdrücklichen Konsens kaum denkbar ist und dass diese Fragen daher an die jeweiligen 
WTO-Ausschüsse zur weiteren Beratung überwiesen werden sollten;

Handel und Umwelt

26. ist der Auffassung, dass die WTO-Regeln und –Beschlüsse die Ziele und die Effizienz der 
Multilateralen Umweltvereinbarungen fördern müssen und diese nicht beeinträchtigen 
dürfen; hält Ziffer 31 (i) der Ministerklärung von Doha für unangemessen, worin 
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einseitige Verhandlungen über die Beziehung zwischen WTO und Multilateralen 
Umweltvereinbarungen hinsichtlich der Handelsverpflichtungen vorgesehen sind; fordert 
daher die Schaffung eines aus verschiedenen Behörden gebildeten Gremiums, um diese 
Frage außerhalb der WTO, vorzugsweise im Rahmen der Vereinten Nationen, zu erörtern, 
da dies ein besser geeignetes Forum ist, um alle drei Säulen der nachhaltigen Entwicklung 
in ausgewogener Weise zur Sprache zu bringen;

27. ist der Auffassung, dass dieses aus verschiedenen Behörden gebildete Gremium mit der 
Prüfung folgender Fragen beauftragt werden sollte: Wahrung der ökologischen 
Nachhaltigkeit, Anwendung des Vorsorgeprinzips, Schutz von Multinationalen 
Umweltvereinbarungen vor unberechtigter Anfechtung im Rahmen der WTO, eine engere 
Beziehung zwischen der WTO und internationalen Umweltorganisationen, insbesondere 
dem UNEP, Stärkung der Multilateralen Umweltvereinbarungen und ihrer eigenen 
Streitschlichtungsmechanismen, Behandlung von Produktionsverfahren (Process and 
Production Methods (PPMs)) durch die WTO-Regeln und Beweislast in Fragen des 
Umweltschutzes und der öffentlichen Sicherheit;

Fischerei

28. erkennt an, dass umweltschädliche Beihilfen für die Fischerei verringert werden müssen, 
wie die Beihilfen, die zu Überkapazitäten der Flotten oder zu Exporten in die 
Entwicklungsländer führen, und begrüßt daher die jüngsten Änderungen des 
Finanzinstruments zur Ausrichtung der Fischerei (FIAF), die im Rahmen der Reform der 
Gemeinsamen Fischereipolitik beschlossen wurden; ist jedoch der Ansicht, dass die 
Verhandlungen im Rahmen der WTO auf handelsverzerrende Beihilfen begrenzt werden 
müssen und in enger Zusammenarbeit mit Fischereifachgremien, insbesondere der FAO, 
und den regionalen Fischwirtschaftsorganisationen geführt werden müssen;

GATS

29. stellt zwar fest, dass die Verhandlungen über die ersten Angebote im Rahmen der GATS-
Verhandlungen im Gange sind und nicht Gegenstand von Beschlüssen in Cancun sein 
sollen, fordert aber dennoch eine wesentliche Einigung, um die umfassende Bewertung 
des Handels mit Dienstleistungen einzuleiten, die in Artikel XIX des GATS-
Übereinkommens vorgesehen ist, aber noch nicht aktiviert wurde;

30. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission und 
Parlamenten der Mitgliedstaaten sowie der Regierung Mexikos zu übermitteln.


